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AG Finanzen

Konsequenzen aus dem Wirecard-Betrug – Starke
Finanzaufsicht und strengere Regeln für
Wirtschaftsprüfer

Cansel Kiziltepe, zuständige Berichterstatterin:

Mit  dem  Finanzmarktintegrationsstärkungsgesetz  (FISG)  werden
gesetzgeberische Konsequenzen aus dem Wirecard-Skandal gezogen.
Die  Strukturen  der  Bundesanstalt  für  Finanzdienstleistungsaufsicht
(BaFin)  werden  gestrafft,  die  Haftung  der  Wirtschaftsprüfer  deutlich
verschärft  und  die  Bilanzkontrolle  einstufig  organisiert.

„Das FISG ist das erste Gesetz, mit dem Konsequenzen aus dem Wirecard-
Betrugsskandal gezogen werden. Wir geben der künftigen BaFin-Leitung mehr
Kompetenzen und stärken den finanziellen Verbraucherschutz. So erhält die
Finanzaufsicht nochmal deutlich mehr Biss.

Eine zentrale Rolle im Wirecard-Skandal nehmen die Wirtschaftsprüfer ein.
Deshalb werden nun die Rotationsfristen verkürzt und die Haftung für
fehlerhaftes Verhalten verschärft. So wird, wie in anderen großen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union, gegenüber Unternehmen von öffentlichem Interesse die
unbeschränkte Haftung bei grober Fahrlässigkeit eingeführt.

Weil der Bundesfinanzminister und die SPD-Fraktion im Bundestag im Sommer
2020 auf gesetzliche Änderungen gedrängt haben, konnte das Gesetz jetzt auf
den Weg gebracht werden. In den parlamentarischen Beratungen haben wir
noch Erkenntnisse aus der Arbeit des Untersuchungsausschusses eingearbeitet.
So wird die Abschlussprüferaufsichtsstelle der Wirtschaftsprüfer (APAS) zu
mehr Transparenz und besserer Kommunikation verpflichtet.

Die Finanzaufsicht ist zukünftig direkt für die Bilanzkontrolle zuständig. Die
sogenannte Bilanzpolizei ist Geschichte und wird in die BaFin integriert. Damit
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kann sie künftig eigenständig forensische Prüfungen durchführen.

Darüber  h inaus fordern wir  d ie  Bundesregierung auf ,  in  a l len
Bundesoberbehörden wirksame Integritäts-Regelungen für Finanzgeschäfte
ihrer Beschäftigten einzuführen. Durch klare Regelungen muss insbesondere bei
finanzmarktsensiblen Informationen auch nur der Anschein einer Vorteilsnahme
ausgeschlossen werden.“
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